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Ihr Bannerplatz

Jetzt
Werbeplatz

sichern!

Mit der Erscheinung des neuen
eMagazins Immobilienanwälte
bietet Ihnen die Immobilien
Zeitung exklusive IZ-Partner-
schaften an. Nutzen Sie diese
Gelegenheit, um Ihre Expertise
überzeugend zu präsentieren
und gezielt neue Mandanten
zu gewinnen.

Die Kanäle der
Partnerschaftspakete

– eMagazin
Immobilienanwälte:
Interaktives Banner

– Immobilien Zeitung:
1/4 Seite im Ressort
Recht und Steuern

– IZ.de: Content Ad im
Ressort Recht und Steuern

– Tagesnewsletter IZ Aktuell:
Content Ad

– IZ-Jahresausblick:
1/4 Seite in der ersten
IZ-Ausgabe 2025

– LinkedIn: Post auf dem Kanal
der Immobilien Zeitung

Die IZ-Partnerschaften

Kontakt
Claudia Emrich
0611 973 26 13
anzeigen@iz.de

Rechtsanwalt 
Dr. Martin Schellenberg
von Heuking Kühn Lüer

Wojtek 
Quelle: Heuking

Vergaberecht. Eine ausschreibende
Kommune muss Fördergeld zurückzahlen,
wenn sie Bietern im Vergabeverfahren 
Bagatellfehler durchgehen lässt.

VG Magdeburg, Urteil vom 9. Juli 2024,
Az. 3 A 159/22 MD

Selbst kleine Verstöße erlauben die
Rückforderung von Fördergeld
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DER FALL

Eine Kommune hat ca. 2,2 Mio. Euro
Fördermittel für die energetische Sanie-
rung einer Schule erhalten. Nach Ab-
schluss der Arbeiten stellte die Fördermit-
telprüfung Verstöße fest und reduzierte
die Summe um ca. 150.000 Euro. Begrün-
dung: Bieter hätten Aufträge nicht erhal-
ten dürfen, weil sie Umsatzzahlen falsch
gemeldet und abgelaufene Bescheinigun-

gen eingereicht hätten. Außerdem habe
ein Bieter in einem Formular ein Kreuz
nicht gesetzt und daher die Einhaltung
von Arbeitsschutznormen in Afrika, Asien
oder Lateinamerika nicht bestätigt. Die
Kommune meinte, es handele sich um
Bagatellverstöße. Ein Ausschluss der Bie-
ter sei nicht erforderlich, die Rückforde-
rung des Geldes unverhältnismäßig.
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DIE FOLGEN

Das VG Magdeburg wies die Klage ab. Es
stellte klar, dass die Prüfbehörde über
einen weiten Ermessensspielraum ver-
fügt, weil es sich nicht um eine Auslegung
der Verordnung, sondern um Förderricht-
linien handelt. Das Gericht prüfte daher
nur, ob die Auflage wirksam im Zuwen-
dungsbescheid verankert wurde und ob
die Behörde den Gleichbehandlungs-

grundsatz wahrte. Nicht zu beanstanden
ist eine Rückforderung, wenn die Behörde
in gleichgelagerten Fällen entsprechend
vorgeht. Die Schwere der Verstöße ist bei
der Entscheidung zur Höhe der Rückfor-
derung zu berücksichtigen. Das VG ist der
Auffassung, dass die Rückforderungshöhe
den Verstößen angemessen ist. 
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung verdeutlicht, dass das
Zuwendungsvergaberecht ein überschar-
fes Schwert ist. Während Vergabefehler
im nicht geförderten Bereich nur zu
Beschwerden unterlegener Bieter und
Beanstandungen des Rechnungsprü-
fungsamts führen können, droht im
Zuwendungsbereich bei jedem noch so
kleinen Vergabefehler die Kürzung. Dies
gilt auch dann, wenn sich der Fehler nicht
auf die Wirtschaftlichkeit der Beschaffung
ausgewirkt hat oder auswirken konnte.
Verfahrensfehler, die sich nicht auf die
Wirtschaftlichkeit auswirken können,
rechtfertigen nach richtiger Auffassung
keine Rückforderung. Das Zuwendungs-

recht ist Haushaltsrecht, d.h. es dient der
wirtschaftlichen Mittelverwendung. Zwar
decken sich vergabe- und haushaltsrecht-
liche Ziele häufig. Findet z.B. überhaupt
keine Ausschreibung statt, so kann der
Wettbewerb auch nicht seine Funktion als
Entdeckungsverfahren für Wirtschaftlich-
keit erfüllen. Gleiches gilt für den Fall, dass
der Auftraggeber produktspezifische Vor-
gaben macht und damit Bieter vom Ange-
bot abhält. Geht es dagegen, wie hier, um
den Ausschluss von Bietern wegen Form-
fehlern, so sind Auswirkungen auf die
Wirtschaftlichkeit kaum zu befürch-
ten. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Heiko Stoll

von Bryan Cave 
Leighton Paisner 

Quelle: Bryan Cave Leighton Paisner

Steuerrecht. Die erweiterte Kürzung des
Gewerbeertrags ist bei Mitvermietung eines
Lastenaufzugs möglich, wenn dieser
zwingend notwendiger Teil einer
Grundstücksverwaltung und -nutzung ist.

FG Münster, Urteil vom 28. August 2024,
Az. 2 K 1046/22

Für den vermieteten Lastenaufzug 
gibt es steuerliche Vorteile
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DER FALL

Die Klägerin, ein Unternehmen, vermie-
tete vor 2021 Gewerberäume und bean-
tragte die erweiterte Kürzung des Gewer-
beertrags. Streitpunkt war die Mitver-
mietung eines Lastenaufzugs und eines
Kühlhauses auf den vermieteten Grund-
stücken. Das beklagte Finanzamt sah eine
schädliche Mitvermietung von Betriebs-
vorrichtungen und lehnte die Kürzung ab.

Bezüglich des Kühlhauses ergab sich, dass
dieses von einem Mieter ursprünglich ein-
gebaut wurde und von diesem an den
Nachmieter verkauft wurde. Der fest mit
dem Gebäude verbundene Lastenaufzug
wurde schon vom Voreigentümer der
Immobilie montiert; der damalige Mieter
hatte den Einbau für eine Verlängerung
des Mietvertrags verlangt. 
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DIE FOLGEN

Das Finanzgericht Münster entschied
zugunsten der Klägerin. Es stellte fest, der
Lastenaufzug sei als zwingend notwen-
diger Teil einer wirtschaftlich sinnvollen
Grundstücksverwaltung und -nutzung an-
zusehen. Schon die feste Verbindung mit
dem Gebäude indiziere dies, und es seien
keine Umstände ersichtlich, die zu einer
anderen Bewertung führen würden. Für
die zwingende Notwendigkeit der Mitver-
mietung sprach auch, dass neben dem

Lastenaufzug nur eine Wendeltreppe ver-
fügbar war und der frühere Mieter den
Einbau zur Bedingung seiner Vertrags-
verlängerung gemacht hatte. Das Kühl-
haus sei ein Mietereinbau und kein Eigen-
tum der Klägerin, weshalb es für die Kür-
zung irrelevant sei. Das Gericht gewährte
die erweiterte Kürzung des Gewerbeer-
trags und änderte die Bescheide des
Finanzamts.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Einordnung des Streitfalls ist zu
berücksichtigen, dass ab dem Erhebungs-
zeitraum 2021 eine Öffnungsklausel im
Rahmen der erweiterten Kürzung exis-
tiert, wonach an sich nicht begünstigte
Tätigkeiten bis zu 5% der Mieteinnahmen
betragen dürfen. Unternehmen, die die
erweiterte Kürzung des Gewerbeertrags
nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG in Anspruch
nehmen möchten, sollten sicherstellen,
dass entweder die relevanten Prozent-
schwellen nicht überschritten werden
bzw. vermietete Betriebsvorrichtungen als
zwingend notwendig für die Nutzung des

Grundstücks anerkannt werden können.
Es ist ratsam, die jeweilige Unentbehrlich-
keit für die wirtschaftliche Nutzung aus-
reichend zu dokumentieren. Bei Unsi-
cherheiten sollte rechtlicher Rat eingeholt
werden, um die Voraussetzungen für die
erweiterte Kürzung zu erfüllen und Strei-
tigkeiten mit dem Finanzamt zu vermei-
den. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Dr. Lars Kölling

von Rotthege 
Quelle: Rotthege; Urheber: Michael Neuhaus

Mietrecht. Eine neu berechnete Miete
aufgrund eines nach Abschluss des
Mietvertrags erstellten Aufmaßes bedarf
nicht der Schriftform.

OLG Hamm, Urteil vom 14. Juni 2024,
Az. 30 U 99/22

Mietberechnung erst nach Aufmaß 
braucht keine Schriftform
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DER FALL

Der Mieter schließt einen Vertrag über
eine Gewerbefläche zu einer monatlichen
Miete von 8,50 Euro/qm. Für deren
Berechnung gehen die Parteien von einer
Mietfläche von ca. 190 qm aus. Die tat-
sächliche Fläche sollte nach einem
Umbau durch Aufmaß ermittelt werden.
Nach dessen Erstellung teilt der Vermieter
schriftlich mit, dass sich eine Fläche von

184,51 qm ergeben habe, und erstellt auf
dieser Basis eine Dauermietrechnung.
Nach Verkauf der Mietsache kündigt der
neue Vermieter ordentlich und beruft sich
auf die Nichteinhaltung der gesetzlichen
Schriftform. Er meint, die Parteien hätten
eine Änderungsvereinbarung zur Miet-
höhe getroffen, welche nicht der Schrift-
form genüge.
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DIE FOLGEN

Nach Urteil des OLG Hamm war die Kün-
digung unwirksam, da die Vereinbarung
über die konkrete Miethöhe nach der Vor-
lage des Aufmaßes keines schriftformge-
mäßen Nachtrags zum Mietvertrag
bedurfte. Auch wenn die vertraglich ver-
einbarte Miete nur einen vorläufigen
Betrag darstellte und die konkrete Miete
erst nach Ermittlung der genauen Miet-
fläche berechnet werden sollte, ergeben
sich die erforderlichen Voraussetzungen,
nämlich alle für die Berechnung der Miete
maßgeblichen Kriterien, aus dem Miet-

vertrag. Der Schutzzweck des § 550 S. 1
BGB, der einen Grundstückserwerber vor
wirtschaftlichen Risiken aufgrund ihm
nicht bekannter mündlicher Abreden
bewahren soll, ist nicht verletzt. Vielmehr
kann ein Erwerber dem Mietvertrag ent-
nehmen, dass die Miethöhe noch von
einem nach Mietvertragsschluss zu erstel-
lenden Aufmaß abhängt. Dass sich alle
Einzelheiten des Vertragsverhältnisses
unmittelbar aus dem Mietvertrag ergeben,
ist nicht erforderlich.
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WAS IST ZU TUN?

Auch wenn das Schriftformgebot gemäß 
§ 550 BGB für gewerbliche Mietverträge
durch das Vierte Bürokratieentlastungsge-
setz entfallen soll, ist für Bestandsmietver-
träge noch eine Übergangsfrist von zwölf
Monaten ab dem Tag des Inkrafttretens
des Gesetzes zu beachten, in der eine
ordentliche Kündigung nach den alten
gesetzlichen Grundlagen möglich ist. Aber
auch unabhängig von der Neuregelung,
die dann nur noch „Textform“ für gewerb-
liche Mietverträge erfordert, sollte zu

Dokumentationszwecken und zur Rechts-
sicherheit weiterhin für alle relevanten
Vereinbarungen an dem Abschluss eines
schriftformkonformen Nachtrags zum
Mietvertrag festgehalten werden. Nur so
können übereilte und nicht gewollte
Erklärungen, beispielsweise per E-Mail,
und auf diese Weise ggf. teure und lang-
wierige Rechtsstreitigkeiten vermieden wer-
den. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt 
Dr. Martin Fleckenstein

von Luther 
Quelle: Luther Rechtsanwaltsgesellschaft

Öffentliches Recht. Ein Denkmaleigentümer
kann nur dann per Normenkontrolle gegen
einen B-Plan vorgehen, wenn dieser den
Denkmalwert so erheblich beeinträchtigt,
dass Investitionen in den Erhalt des
Denkmals nachträglich entwertet werden.

OVG Lüneburg, Beschluss vom 8. April 2024,
Az. 1 MN 29/24

Denkmalstatus steht Neubauten 
im Umfeld nicht entgegen
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DER FALL

Der Eigentümer eines Grundstücks, das
mit einer denkmalgeschützten Gutsan-
lage bebaut ist, ging mit einem Eilantrag
im Normenkontrollverfahren gegen einen
Bebauungsplan vor. Dieser wies eine Flä-
che als Gewerbe- und Industriegebiet aus,
die ca. 370 m von der Gutsanlage entfernt
im bisherigen Außenbereich entstehen

sollte. Der Antragsteller hielt den Bebau-
ungsplan u.a. deshalb für unwirksam, da
denkmalrechtliche Belange unzureichend
ermittelt worden seien und die Lärm-
prognose sein Grundstück nicht berück-
sichtige.
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DIE FOLGEN

Das OVG Lüneburg wies den Eilantrag als
unzulässig zurück. Dem Antragsteller
fehle die Antragsbefugnis, da er keinen
eigenen Belang geltend machen konnte,
der für den B-Plan eine Rolle spielte. Auf
den Denkmalschutz könne sich ein Eigen-
tümer nur mittelbar berufen: über sein
Interesse daran, dass die Investitionen,
die er wegen der denkmalrechtlichen
Erhaltungspflicht tätigen musste, nicht
nachträglich vergebens waren. Steht nur
eine Verletzung des denkmalrechtlichen
Umgebungsschutzes im Raum, gelten
gegenüber dem Substanzschutz höhere

Anforderungen. Eine Beeinträchtigung,
die die Erhaltungspflicht des Antragsstel-
lers entwertet, war vorliegend laut OVG
jedoch nicht erkennbar. Von einem Erdrü-
cken, Verdrängen oder Übertönen sei
selbst bei ästhetisch mit dem Denkmal
unvereinbaren Bauten erst dann auszuge-
hen, wenn die heranrückende Bebauung
einen wesentlichen Teil des Umfelds prägt
oder das Denkmal in besonderem Maß
auf einen bestimmten Blickkontext ange-
wiesen ist.
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WAS IST ZU TUN?

Das OVG Lüneburg bestätigt die Recht-
sprechung des Bundesverwaltungsge-
richts und konkretisiert sie im Zusam-
menhang mit dem denkmalrechtlichen
Umgebungsschutz. Der Beschluss zeigt
erneut, dass der Umgebungsschutz eines
Denkmals keine Sperre für eine neue
Bebauung in dessen Sichtfeld bedeutet.
Erst dann, wenn die hinzutretende Bebau-
ung das Denkmal nach den vorgenannten
Kriterien erdrückt, verdrängt oder über-
tönt, kann sich daraus eine Antragsbefug-

nis des Denkmaleigentümers im Normen-
kontrollverfahren ergeben. Die verwal-
tungsgerichtlichen Maßstäbe zur Reich-
weite des denkmalrechtlichen Umgebungs-
schutzes müssen sowohl von Gemeinden
in der Bauleitplanung als auch von Vorha-
benträgern und Nachbarn in Baugeneh-
migungsverfahren berücksichtigt werden.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

ANZEIGE


